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Disposition zur Anhörung am 3. November 20141  

 

1. Politische Grundsatzeinigung gemäß Eckpunktepapier vom 15.12.112  

- Konsensprinzip, Generationenverantwortung, nationale Entsorgung  

- Neues Auswahlverfahren unter Einbeziehung von Gorleben („Vergleichsstandort“)  

- „Bestmögliche“ Sicherheit als Entscheidungskriterium 

- Sicherheitsorientiertes, wissenschaftsbasiertes, ergebnisoffenes Verfahren  

- Transparenz, Akzeptanz und Partizipation 

- Gestufter Prozess mit Entscheidungen durch Bundestag und Bundesrat 

- Umsetzung durch getrennte Institutionen   

- Fortsetzung der Erkundung in Gorleben noch entscheidungsbedürftig 

 

2. Schritte zur einvernehmlichen Erarbeitung des Gesetzentwurfs 

- Gespräche der Ministerpräsidenten und Fachminister der Länder 

- Verhandlungen der Fraktionsvorsitzenden und ihrer Beauftragten 

- Arbeitsgruppe der Abteilungsleiter der Länder 

- Öffentliche Anhörungsveranstaltung 

- Gespräche mit Niedersachsen 

- Abschlussrunden 

- Verhandlungen der Berichterstatterinnen 

 

3. Zentrale rechtliche Eckpunkte der Umsetzung im Gesetz 

- Standortauswahl als eigenständiges Vorverfahren 

- Beachtung der Rechtsprechung zur Legalplanung 

- Parlamentarische Entscheidungen, Exekutiventscheidungen, Individualrechtschutz 

- Zukunftsoffenheit der partizipatorischen Regelungen vs. Bestimmtheit  

- Abschichtung des Prüfprogramms mit Integration der SUP/UVP 

- Verknüpfung mit der nachlaufenden Planzulassung 

- Vereinfachung des Planzulassungsverfahrens 

- Funktionentrennung Vorhabenträger BfS und  Genehmigungsbehörde BfE 

- Neuordnung der Genehmigungszuständigkeiten zwischen Bund und Ländern 

- Finanzierung durch Umlageverfahren 

- „Einfrieren“ von Gorleben 

- Regelungen zur Zwischenlagerung 

                                                           
1 Siehe auch Hennenhöfer: Standortauswahlverfahren und Endlagergenehmigung nach dem 
Standortauswahlgesetz, in: Kirchhof/Paetow/Uetritz (Hrsg.), Umwelt und Planung – Festschrift für Klaus Dolde, 
München 2014, S. 209 ff. 
2 http://wendland-net.de/files/7/1/FPNG1U687Q/2011-12-vereinbarung-ministerrunde-endlager-gorleben.pdf 
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